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rin Erneuerbare Energien enthalten. Innerhalb dieser sieben Prozent spielt feste Biomasse eine signi-

fikante Rolle. Das Anwendungspotential ist mit 25 Prozent jedoch deutlich höher: Feste Biomasse ist 

im Mitteltemperaturbereich zwischen 100°C und 500°C die gegenwärtig einzig wirtschaftliche und ver-

lässlich verfügbare Energiequelle zur Defossilisierung der Prozessenergie. Dieser Mitteltemperatur-

bereich stellt mit rund 100 TWh Energiebedarf einen signifikanten Anteil, der mühelos defossilisiert 

werden kann. Auch bei schwankenden Temperaturbedarfen, die zeitweise unter 100°C betragen, 

grundsätzlich jedoch darüber liegen, ermöglicht feste Biomasse aufgrund ihrer flexiblen Anwendbar-

keit einen wirtschaftlichen Einsatz.  

Aufgrund der höheren Investitionsbedarfe für Biomasseanlagen (und der weiterhin klimapolitisch 

zu niedrigen Erdgas- und CO2-Preise) sind Förderprogramme des Bundes, wie die Bundesförderung 

für Energie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft, diskriminierungsfrei anhand festgelegter Krite-

rien zu formulieren. Der Förderausschluss von Biomasseanlagen über 7,5 MW, die um 20 Prozent-

punkte niedrigeren Fördersätze sowie die Einschränkungen beim zulässigen Brennstoffspektrum sind 

objektiv nicht zu rechtfertigen. Sie erschweren den Einsatz von Biomasse für CO₂-neutrale Prozes-

senergie erheblich und laufen den klimapolitischen Zielen der Förderung zuwider. 

Auch förderpolitisch sind diese Einschränkungen kontraproduktiv – insbesondere mit Blick auf die 

Fördereffizienz: Gerade Anlagen über 7,5 MW ersetzen das Äquivalent dutzender Kleinanlagen, ar-

beiten deutlich effizienter und erreichen hohe Volllaststunden. Wer solche Anlagen von der Förderung 

ausschließt oder benachteiligt, verzichtet bewusst auf erhebliche kosteneffiziente CO₂-Minderungen. 

Eine klare Anerkennung der CO₂-Neutralität des energetischen Holzeinsatzes ist sachlich begründ-

bar, wenn sie an nachhaltige Forstwirtschaft und die konsequente Kaskadennutzung des Rohstoffs 

geknüpft ist – so, wie dies in Deutschland der Fall ist. Die regelmäßige Hinterfragung dieser Tatsa-

chen durch nachgeordnete Behörden, wie dem Umweltbundesamt, sind daher klimapolitisch fatal. 

Holz ist Teil eines biogenen CO₂-Kreislaufs: Während ihres Wachstums entziehen Bäume der Atmo-

sphäre CO₂ und speichern den Kohlenstoff in ihrer Biomasse. Durch die anschließende stoffliche Nut-

zung und das nachfolgende Recycling, etwa in Holzprodukten und Spanplatten, bleibt der Kohlenstoff 

über viele Jahrzehnte gebunden. Bei der Verbrennung am Ende des Lebenszyklus wird genau diese 

zuvor gebundene Menge wieder freigesetzt und durch nachwachsende Bäume gebunden – es kommt 

also zu keinem zusätzlichen Eintrag fossilen Kohlenstoffs in die Atmosphäre. Eine Verrottung (statt 

Nutzung) des Holzes setzt den gebundenen Kohlenstoff hingegen deutlich schneller frei und verhin-

dert die Substitution fossiler Brennstoffe.  

Vor diesem Hintergrund sollte das Bundesumweltministerium das UBA anweisen, bei der Bewertung 

der grundsätzlichen CO₂-Neutralität von Holz die Kaskadennutzung stärker zu berücksichtigen. Zu-

dem sollte die klimapolitische Wirkung der energetischen Holznutzung am Ende des Lebenszyk-

lus gewürdigt werden. Sie verhindert den Einsatz zusätzlicher (oft fossiler) Brennstoffe, die zusätzli-

che Treibhausgase emittieren. Die Bewertung der Kaskadennutzung von Holz schafft Planungssi-

cherheit und stärkt die energetische Nutzung erneuerbarer, heimischer Ressourcen  

 

Zu Leitfrage 2: Wie kann das Klimaschutzprogramm so ausgestaltet werden, dass es vulnerable 

Gruppen und insbesondere Haushalte mit niedrigem Einkommen nicht überfordert, eine faire Vertei-

lung der Kosten und Nutzen gewährleistet und eine hohe gesamtgesellschaftliche Akzeptanz findet? 

Das KSP sollte darauf gerichtet sein, CO2 dort einzusparen, wo das höchste Minderungspotential 

wirtschaftlich erreicht werden kann. Hierzu gilt es, verfügbare anwendungsreife Technologien we-

gen ihrer Fördereffizienz prioritär einzustufen. Es bedarf eines zielgerichteten und verteilungsgerech-

ten Anreizes zur Minderung klimarelevanter Emissionen, der von allen Akteuren als fair akzeptiert 

wird und keine Kostenverschiebung zulasten einzelner Verbrauchergruppen bewirkt.  




